
 
 

 

 

 
Bern, den 22. Februar 2023 
 
 
Adressatinnen: 
die Kantonsregierungen 
 
 
Änderung der Ausführungsverordnungen (VZAE, VVWAL, AsylV 2) zum Aus-
länder- und Integrationsgesetz und zum Asylgesetz (Anpassungen des Status 
der vorläufigen Aufnahme): Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens 
 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin 
Sehr geehrter Herr Präsident 
Sehr geehrte Regierungsmitglieder 
 
Der Bundesrat hat am 22. Februar 2023 das EJPD beauftragt, bei den Kantonen, 
den politischen Parteien, den gesamtschweizerischen Dachverbänden der Gemein-
den, Städte und Berggebiete, den gesamtschweizerischen Dachverbänden der Wirt-
schaft und den interessierten Kreisen zur Änderung der Ausführungsverordnungen 
(VZAE, VVWAL; AsylV 2) zum Ausländer- und Integrationsgesetz und zum Asylge-
setz (Anpassungen des Status der vorläufigen Aufnahme) ein Vernehmlassungsver-
fahren durchzuführen. 
 
Die Vernehmlassungsfrist dauert bis zum 29. Mai 2023. 
 
Das Parlament hat am 17. Dezember 2021 die Änderung des Ausländer- und Integ-
rationsgesetzes (Einschränkungen für Reisen ins Ausland und Anpassungen des 
Status der vorläufigen Aufnahme) verabschiedet. Das Ziel ist es, die Integration von 
vorläufig aufgenommenen Personen in den Arbeitsmarkt durch eine Erleichterung 
des Kantonswechsels zu fördern. Zudem wurden neue Regelungen für Auslandrei-
sen von Personen aus dem Asyl- und Ausländerbereich und für Personen mit vo-
rübergehendem Schutz verabschiedet. Die entsprechenden Änderungen sollen ge-
staffelt in Kraft gesetzt werden. In einem ersten Schritt soll insbesondere die Rege-
lung über den erleichterten Kantonswechsel in Kraft treten. Für die Inkraftsetzung 
dieser Änderungen sind Anpassungen in mehreren Verordnungen des Ausländer- 
und Asylbereichs erforderlich. Diese Anpassungen bilden Gegenstand des vorliegen-
den Vernehmlassungsverfahrens.  
Unabhängig von der Gesetzesänderung werden zudem zwei weitere Verordnungs-
änderungen zur Erleichterung des Zugangs zur Erwerbstätigkeit vorgeschlagen. Wird 
eine Aufenthaltsbewilligung wegen eines schwerwiegenden persönlichen Härtefalls 
erteilt, soll keine zusätzliche Bewilligung zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit erfor-
derlich sein. Zudem wird bei bestimmten Massnahmen zur beruflichen Eingliederung 
eine Ausnahme von der Meldepflicht der Erwerbstätigkeit vorgeschlagen. 
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Die Vernehmlassungsunterlagen können bezogen werden über die Internetadresse: 
Vernehmlassungen laufend (admin.ch). 
 
Wir sind bestrebt, die Dokumente im Sinne des Behindertengleichstellungsgesetzes 
(BehiG; SR 151.3) barrierefrei zu publizieren. Wir ersuchen Sie daher, Ihre Stellung-
nahmen, wenn möglich, elektronisch (bitte nebst einer PDF-Version auch eine 
Word-Version) innert der Vernehmlassungsfrist an folgende Email-Adresse zu sen-
den:  
 

vernehmlassungSBRE@sem.admin.ch 
 
Wir bitten Sie, im Hinblick auf allfällige Rückfragen die bei Ihnen zuständigen Kon-
taktpersonen und deren Koordinaten anzugeben. 
 
Für Rückfragen und allfällige Informationen stehen Ihnen Frau Nicole Marazzato 
(Tel. 058 465 89 14) und Frau Jasmin Schnydrig (Tel. 058 465 39 91) zur Verfügung. 
 
 
 
Für Ihre wertvolle Mitarbeit danken wir Ihnen im Voraus bestens. 
 
Mit freundlichen Grüssen  
 
 
 
 
Elisabeth Baume-Schneider 
Bundesrätin  
 

https://www.fedlex.admin.ch/de/consultation-procedures/ongoing
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